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Text 

Pflichten des Fremden zum Nachweis der Aufenthaltsberechtigung 

§ 32. (1) Fremde sind verpflichtet, den Landespolizeidirektionen und ihren Organen auf eine bei der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes ergehende Aufforderung hin die für ihre Aufenthaltsberechtigung 
maßgeblichen Dokumente auszuhändigen, an der Feststellung der Rechtmäßigkeit der Einreise, des 
Aufenthalts und der Ausreise mitzuwirken und sich erforderlichenfalls in Begleitung eines Organs an jene 
Stelle zu begeben, an der die Dokumente verwahrt sind. Für EWR-Bürger, Schweizer Bürger und 
begünstigte Drittstaatsangehörige gilt dies nur insoweit, als deren Identität und Staatsangehörigkeit nicht 
zweifelsfrei mit anderen Mitteln nachgewiesen werden kann und auch österreichische Staatsbürger 
verpflichtet sind, maßgebliche Dokumente auszuhändigen. 

(2) Fremde sind verpflichtet, ihr Reisedokument mit sich zu führen oder in einer solchen Entfernung 
von ihrem jeweiligen Aufenthaltsort zu verwahren, dass seine Einholung (Abs. 1) ohne 
unverhältnismäßige Verzögerung erfolgen kann. Für EWR-Bürger, Schweizer Bürger und begünstigte 
Drittstaatsangehörige gilt dies nur insoweit, als auch österreichische Staatsbürger verpflichtet sind 
maßgebliche Dokumente mitzuführen. Die Verzögerung ist noch verhältnismäßig, wenn 

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012) 

 2. die Einholung des Reisepasses voraussichtlich nicht länger als eine Stunde in Anspruch nehmen 
würde. 

(3) Fremde sind in begründeten Fällen zur Überprüfung ihres Rechts zum Aufenthalt im 
Bundesgebiet verpflichtet, den Landespolizeidirektionen und den Organen des öffentlichen 
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Sicherheitsdienstes auf Verlangen Auskunft über den Zweck und die beabsichtigte Dauer ihres 
Aufenthaltes im Bundesgebiet zu erteilen und den Besitz der Mittel zu ihrem Unterhalt nachzuweisen. 

(4) Fremde, die einen Aufenthaltstitel oder eine Dokumentation des Aufenthaltsrechtes nach dem 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, einen Aufenthaltstitel nach dem AsylG 2005, Karten nach §§ 51 
bis 52 AsylG 2005 oder einen Lichtbildausweis für Träger von Privilegien und Immunitäten (§ 95) 
innehaben, genügen Abs. 2, wenn sie diesen mit sich führen. 
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